. 2m 2. 
Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


No 


(No. 864.) Geſetz wegen Anordnung der Provinzial Stände für die Rheinprovinzen, Ca. »> = be 
Vom 27ſten März 1824, 


Wir g Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, n von 
Preußen ꝛc. 16 


ertheilen, in Folge des wegen Anordnung der Provinzial-Staͤnde in ner 
Monarchie am sten Juni v. J. erlaffenen allgemeinen Geſetzes, für den ftändi= 
ſchen Verband Unſerer Rheinprovinzen nachſtehende beſondere Vorſchriften. 


H. I. Dieſer Verband begreift alle Landestheile, welche I. Beſtimmung 
1) das Großherzogthum Niederrhein, , 
2) die Herzogthuͤmer Kleve, Juͤlich, Berg in Beziehung auf die Verwaltung er 
bilden. 
$. 2. Die Stande dieſes Verbandes beſtehen: s ein 
I. Der erfte Stand: Stände. 
aus den vormals unmittelbaren Reichsſtaͤnden; \ | 


a II. Der zweite Stand: 
aus der Ritterſchaft; 
III. Der dritte Stand: 
aus den Syäbten; 
IV. Der vierte Stand: 
aus den übrigen Grundbeſitzern, welche im zweiten und dritten Stande nicht 
begriffen ſind. 

H. 3. Auf dem Landtage erſcheinen die vormals unmittelbaren Reichs- un Ernennung 
ftände, ſobald fie die Majorennität erreicht haben, in der Regel in Perſon, ass 
mit der Befugniß, ſich in erheblichen Verhinderungsfaͤllen, durch ein Mit⸗ 
glied aus ihrer Familie oder einen ſonſt geeigneten Bevollmaͤchtigten aus dem 
zweiten Stande, vertreten zu laſſen. 

Alle uͤbrigen Staͤnde erſchzinen durch Abgeordnete, welche von ihnen durch 
Wahl beſtimmt werden. 

Jahrgang 1824. P i §. 4. 


(Ausgegeben zu Berlin den Aten Juni 1824.) 
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IV. Weſimmung §. 4. Die Anzahl der Niger eines ie der im f. 2. benannten 
der Anzahl der : 

Mitglieder des Staͤnde beſtimmen Wir ü 

en I) für den erften Stand und zwar: 

die Fuͤrſten von Wied-Neuwied, von Wied-Runkel, von Some 


Braunfels, von Solms-Hohenſolms-Lich, jeden mit einer 


Virilſtimme, zuſammen een . auf 4 Mitglieder 
2) für den zweiten Stand . 8 An : 
3 fur den der ]? ³0“m 2 = 
A) FRE den vierten. Stans er 


25 2 
5 Hieraus ergiebt ſich die Geſammtzahl von Neun und Sieben ig Mitglie⸗ 
dern für dieſen ſtaͤndiſchen Verband. 
Die ſpeziellere Vertheilung der Abgeordneten des zweiten, dritten und vier⸗ 
ten Standes, wird eine beſondere Verordnung feſtſetzen. 
9 §. 5. Bei der Waͤhlbarkeit der Mitglieder aller Stände zu Landtags⸗ 
5 Der mite Abgeordneten werden folgende Bedingungen vorausgeſetzt: 
Siam 1) Grundbeſitz in auf⸗ und abſteigender Linie ererbt, oder auf andere Weiſe 
5 erworben und zehn Jahre nicht unterbrochen. 
Im Vererbungsfalle wird die Zeit des Beſitzes des Erblaſſers und des 
Erben zuſammengerechnet; 
2) die Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen; 
3) die Vollendung des dreißigſten Lebensjahres; 
4) der unbeſcholtene Ruf. 
§. 6. Von der Bedingung des Jehnſaͤhrigen Beſitzes zu dispenſiren, 
behalten Wir Uns Allerhoͤchſtſelbſt vor. In ung der übrigen Bedingun⸗ 
gen findet keine Dispenſation ſtatt. . 
2) Der Mitalle⸗ H. 7. Das Recht zu einer Virilſtimme im erſten Stande wird durch 


der der einzelnen 


Stände und zwar den Beſitz eines vormals unmittelbaren Landes nach Maaßgabe Unſerer Inſtruk⸗ 
Stande. tion vom Zoften Mai 1820. Hh. 2. und 63. begründet; mehrere dergleichen in 
der Perſon eines Beſitzers vereinigte Laͤnder, berechtigen nur zu einer Stimme, 
auch kann das Stimmrecht durch Theilung nicht vermehrt werden. Wir behal⸗ 
ten Uns jedoch vor, den Beſitz bedeutender Familien-Fideikommißguͤter durch 
Ertheilung von Virilſtimmen in dieſem Stande zu bevorrechten. 
b) es teten §. 8. In dem zweiten Stande wird die Waͤhlbarkeit begruͤndet: 
a I) durch den Beſitz eines früher reichsritterſchaftlichen oder landtagsfaͤhigen 
Guts in der Provinz, von welchem jaͤhrlich an Grundſteuer wenigſtens 
Fuͤnf und Siebenzig Thaler entrichtet werden; 5 
2) durch den Beſitz eines andern groͤßeren Landguts, welches in den zweiten 
Stand aufzunehmen Wir fuͤr angemeſſen erachten. 
5 Eine Matrikel wird die hiernach zum zweiten Stande gehoͤrenden 
Landguͤter feſtſetzen. 
8. 9. 
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H. 9. Grundbeſitz in einer andern Unſerer Provinzen, welcher nach H. 8. 
zum zweiten Stande eignet, wird auf die beſtimmte Dauer von zehn Jahren 
(F. 5.) angerechnet. a a 

$. 10. Wenn Geiſtliche, Militair- und Civilbeamte, die durch den mit 
vorſtehenden Bedingungen verknuͤpften Beſitz eines Guts dem zweiten Stande 
angehören, als Abgeordnete deſſelben gewählt werden, fo bedürfen fie der Beur⸗ 

laubung ihrer Vorgeſetzten. x 

$. IT. Als Abgeordnete des dritten Standes koͤnnen nur in den zu 
vertretenden Orten wohnhafte Grundbeſitzer erwaͤhlt werden, welche entweder 
gewaͤhlte Magiſtratsperſonen ſind, oder ein buͤrgerliches Gewerbe betreiben; die 
letztern muͤſſen einen nach Verſchiedenheit der Orte abzumeſſenden Betrag von 

Grund⸗ und Gewerbſteuer entrichten, welchen die F. J. vorbehaltene beſondere 
Verordnung beſtimmen wird. — ö 

$. 12. Bei dem vierten Stande wird zu der Eigenſchaft eines Abge⸗ 
ordneten ein als Hauptgewerbe ſelbſt bewirthſchafteter, eigenthumlicher oder erb⸗ 
lich nutzbarer Grundbeſitz in dem Wahlbezirke, von einem Grundſteuerbetrage, 
welchen die beſondere Verordnung (H. 4.) feſtſetzen wird, erfordert. 

$. 13. Die vorbemerkten Bedingungen der Waͤhlbarkeit, treten auch 
fuͤr die Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterſchiede, daß fuͤr die Waͤhlenden 
oder Waͤhler die Vollendung des vier und zwanzigſten Lebensjahrs genuͤgt, auch 
nicht ererbter, oder zehnjaͤhriger Beſitz, und dieſer fuͤr den dritten und vierten 

Stand nur in einem geringern Umfange, welchen die beſondere Verordnung (F. 4.) 

naͤher beſtimmen wird, erforderlich iſt. s 

$. 14. Das Wahlrecht und die Waͤhlbarkeit ruhen, wenn uͤber das 


Vermögen deſſen, dem dieſe Befugniſſe zuſtehen, der Konkurs eröffnet iſt, im⸗ 


gleichen waͤhrend eines nicht einer moraliſchen Perſon zuſtaͤndigen, geſellſchaft⸗ 
lichen Beſitzes. n > : 
Bei dem zweiten Stande hören Wahlrecht und Waͤhlbarkeit auf, wenn 
durch Zerſtuͤckelung die Eigenſchaft eines groͤßern Grundbeſitzes (F. 8.) vernich⸗ 
tet wird. 5 
H. 15. In mehrern Wahlbezirken Angefeffene koͤnnen in jedem derſelben 
waͤhlen und gewaͤhlt werden; in letzterm Falle bleibt es dem Gewaͤhlten uͤber⸗ 
laſſen, für welchen Wahlbezirk er eintreten will. 
$. 16. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied des Landtags einer andern 
Provinz ſeyn, wenn die Zeit der Verſammlung es zulaͤßt. f 
H. 17. Wer durch Wahl beſtimmt iſt, als Abgeordneter zu erſcheinen, 
kann keinen Andern fuͤr ſich bevollmaͤchtigen. i 
$. 18. Auch das Wahlrecht muß in Perſon ausgeuͤbt werden. 
HF. 19. Die Wahlen der Abgeordneten werden für den zweiten Stand 
von den Mitgliedern deſſelben in Wahlbezirken vollzogen. f 
a P 2 $. 20. 


e) des dritten 
Standes. 


d) des vierten 
Standes. 


VI. Bedingungen 
des Wahlrechts. 


VIE Austibung 

des Rechts der 

Standſchaft. 

a) Von den Ab⸗ 
geordneten. 

b) Von den 


Wählern. 
o) Bei Vollzie⸗ 
hung des 


Waßlakts. 
4) Vom zweiten 
Stande. 


x | * 
e H. 20. Fuͤr den dritten Stand erwaͤhlt die wahlberechtigte Buͤrgerſchaft 
C. 13.) f = 5 
a) in den Staͤdten, welche durch die beſondere Verordnung (H. 4.) Virilſtim⸗ 
men erhalten, die Abgeordneten in ſich; i = 
b) in den Orten, welche eine gemeinfchaftliche Stimme erhalten werden, zunächft 
Waͤhler und dieſe die Abgeordneten. ö 
Die Zahl der Wähler und die Weiſe der Wahl wird die bemerkte Werord- 
nung naͤher beſtimmen. 5 
en F. 21. In dem vierten Stande werden von den wahlberechtigten Grund⸗ 
beeſitzern nach näher (F. J.) zu beſtimmenden Abtheilungen zunaͤchſt Wähler, von 
den Waͤhlern eines jeden Kreiſes Bezirkswaͤhler, von den letztern aus dem gan⸗ 
zen Wahlbezirke vereinigt, die Abgeordneten gewaͤhlt; die beſondere Verordnung 
($ 4.) wird hierüber das Nähere feſtſetzen. 
H. 22. Die Zuſammenlegung der Wahlbezirke für den zweiten, dritten 
und vierten Stand, wird die beſondere Verordnung (F. 4. feſtſetzen. 5 
e H. 23. Die Wahlen der Abgeordneten geſchehen auf ſechs Jahre, der: 
geſtalt, daß alle drei Jahre die Haͤlfte der Abgeordneten eines jeden Standes 
ausſcheidet, und alle drei Jahre zu neuen Wahlen geſchritten wird. 
§. 24. Die fuͤr das erſtemal Ausſcheidenden werden nach drei Jahren 
durch das Loos beſtimmt; alle Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 
H. 25. Fuͤr jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt, 
§. 26. Wenn bei den Wahlen zu Wählern, Bezirks-Waͤhlern und Ab- 
geordneten gleiche Stimmen entſtehen, ſo giebt die Stimme des Aelteſten der 
Waͤhlenden den Ausſchlag. s 
§. 27. Alle Wahlen ſtehen unter der Aufficht des Landraths, in deſſen 
Kreiſe ſie vorgenommen werden. Die Wahlen der Bezirkswaͤhler und der Land⸗ 
tags⸗Abgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu ernennenden 
Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Staͤdten und Landgemeinden aber 
werden zunaͤchſt von den Ortsbehoͤrden geleitet. a 5 
§. 28. Die geſchehene Wahl der Waͤhler iſt dem Landrath, die Wahl 
der Bezirkswaͤhler und der Landtags⸗Abgeordneten aber dem Landtags⸗Kommiſſa⸗ 
rius, mit Einſendung der Wahlprotokolle, anzuzeigen. Letzterer hat zu pruͤfen, ob 
ſolche in der Form und nach den Eigenſchaften der Abgeordneten der Vorſchrift 
gemaͤß geſchehen ſind. 5 a N 
Nur wenn derſelbe in dieſer Beziehung Maͤngel findet, iſt er berechtigt, 
eine andere Wahl zu verlangen. Ss 
Re H. 29. Den Vorſitzenden auf dem Landtage, welchem Wir den Charakter 
e als Landtags⸗Marſchall beilegen, ſo wie deſſen Stellvertreter, wollen Wir fuͤr die 
nie. Dauer eines jeden Landtags aus den Mitgliedern des erſten oder des zweiten 
Standes Selbſt ernennen. i 


§. 30. 


— 


beſchleunigt werden. 


— 105 Be 


$. 30, Fuͤr die erften ſechs Jahre werden Wir die Stände zum Pro⸗ 
vinzial⸗Landtage alle zwei Jahre berufen, nach Ablauf dieſes Zeitraums aber 
ferner hieruͤber beſtimmen. 75 

H. 31. Die Dauer des Landtages wird jedesmal nach den Umſtaͤnden 
von Uns feſtgeſetzt werden. 8 g 

$. 32. Die Ladung der Mitglieder zu dem für die Eröffnung des Landtags 
beſtimmten Tage geſchieht zu gehoͤriger Zeit durch Unſeren Kommiſſarius. 


VIII. Berufung 
und Dauer des 
Provinzial⸗Land⸗ 
tags, 


H. 33. Die Abgeordneten muͤſſen ſich ſpaͤteſtens an dem Tage vor der 


Eroͤffnung des Landtags einfinden, und ſich ſowohl bei dem Kommiſſarius als bei 
dem Landtags⸗Marſchall melden. 1 5 
H. 34. Der Provinzial⸗Landtag wird nach gehaltenem Gottesdienſte von 


Unſerm Kommiſſarius eroͤffnet. 


$ 35. Derſelbe iſt die Mittelsperſon aller Verhandlungen; an ihn allein 
haben ſich daher die Staͤnde wegen jeder Auskunft, oder wegen der Materialien, 
deren ſie fuͤr ihre Geſchaͤfte beduͤrfen, zu wenden. Er theilt den Staͤnden in 


Gemaͤßheit Unſerer Inſtruktion die Propofitionen mit, und empfängt die von ihnen 


abzugebenden Erklaͤrungen und Gutachten, ſo wie ihre ſonſtigen Vorſtellungen, 
Bitten und Beſchwerden. 2 

FS. 36. Den Berathungen wohnt er nicht bei, er kann aber den Eintritt 
zu mündlichen Eroͤffnungen verlangen, oder eine Deputation zu fich entbieten, fo 
wie die Staͤnde Deputationen an ihn abſenden koͤnnen. 


A. Eröffnung 
deſſethen durch 
den Landtags⸗ 
Kommiſſgrius 
und fonftige ante 
liche Beſtimmun⸗ 
gen des letztern. 


§. 37. Er schließt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen deſſelben 


ein, und publizirt den hierauf zu ertheilenden Landtags⸗Abſchied den Staͤnden. 


F. 38. Bei Eröffnung des Landtags ſowohl, als zu Faſſung gültiger 17 


Beſchluͤſſe, muͤſſen wenigſtens drei Viertheile der Abgeordneten des zweiten, dritten 
und vierten Standes auf demſelben gegenwaͤrtig ſeyn. 5 i 


B. Geſchäfts⸗ 


H. 39. In der Verſammlung nehmen die Mitglieder der Stände ihren 5 


Sitz nach der H. 2. beſtimmten Reihefolge. 

F. 40. Sobald die Propoſitionen mitgetheilt find, ernennt der Landtags⸗ 
Marſchall in der Plenarverſammlung, mit Beruͤckſichtigung des Stimmen⸗Ver⸗ 
haͤltniſſes, nach Verſchiedenheit der Gegenſtaͤnde beſondere Ausſchuͤſſe, welche die 
an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und Beſchlußnahme 
gehörig vorzubereiten haben. Das Direktorium dieſer Ausſchuͤſſe fuͤhrt dasjenige 
Mitglied aus dem erſten oder zweiten Stande, welches der Landtags⸗Marſchall 
dazu beſtimmt. 

§. 41. Den Geſchaͤftsgang auf dem Landtage leitet uberhaupt der 
Landtags⸗Marſchall. Von ſeiner Anordnung haͤngt auch zunaͤchſt alles ab, was 
auf Ruhe und Ordnung in den Verſammlungen Beziehung hat. Beſonders hat 
er darauf zu ſehen, daß die Berathungen und Arbeiten der Staͤnde moͤglichſt 


§. 42. 


er 7 = 


H. 42. Ohne gültige Urſachen und Vorwiſſen des Landtags⸗Marſchalls 
darf kein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiben; Verhinderung der ferneren 
Theilnahme an dem Landtage durch Krankheit oder andere dringende Urſachen 
fordert die Anzeige des Landtags-Marſchalls bei dem Landtags-Kommiſſarius, 
welcher alsdann beim erſten Stande die erforderliche Bevollmaͤchtigung veranlaßt, 
bei dem zweiten, dritten und vierten Stande aber den Stellvertreter ſofort einberuft. 

H. 43. Wenn ein Mitglied über einen beſondern Gegenſtand einen Antrag 
an die Verſammlung richten will, ſo hat daſſelbe ſolches vor der Verſammlung 

ſchriftlich mit Bemerkung des Gegenſtandes dem Landtags-Marſchall anzuzeigen. 
Letzterer ruft dann das Mitglied zur Haltung des Vortrags auf. Der hat 
deſſelben muß ſchriftlich zum Protokoll gegeben werden. 

$. 44. Die Abfaſſung der ſtaͤndiſchen Schriften traͤgt der Landtags⸗ 
Marſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtags auf. Jede ſolche 
Schrift wird in der Verſammlung verleſen, und nach der Vereinigung uͤber die 
Faſſung, die Reinſchrift von dem Landtags⸗Marſchall und den Staͤnden vollzogen. 

$. 45. Alle Schriften, welche nicht einen Antrag an den Kommiſſarius 
enthalten, ſind an Uns zu richten, und demſelben durch eine ſtaͤndiſche Deputation 
zu uͤbergeben. 

$. 46. Die Mitglieder aller Stände der Rheinprovinzen bilden eine un⸗ 
getheilte Einheit; ſie verhandeln die Gegenſtaͤnde gemeinſchaftlich. Zu einem 


I 


gültigen Beſchluſſe uͤber ſolche Gegenftände, welche von Uns zur Berathung an 


ſie gewieſen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unſerer Sanktion uͤberlaſſen, 
oder ſonſt zu Unſerer Kenntniß zu bringen ſi ſind, wird eine Stimmenmehrheit von 
zwei Drittheilen erfordert; iſt dieſe bei einer Sache, woruͤber von den Staͤnden 
das Gutachten erfordert worden, nichtſ vorhanden, fo wird ſolches mit Angabe 
der Verſchiedenheit der Meinungen ausdruͤcklich bemerkt. 

Alle andere ſtaͤndiſche Beſchluͤſſe koͤnnen durch die einfache Mehrheit ihre 
Beſtimmung erhalten. 


$. 47. Bei Gegenſtaͤnden, bei denen das Jutereſſe der Stände gegen 


einander geſchieden iſt, findet Sonderung in Theile ſtatt, ſobald zwei Drittheile 


der Stimmen eines Standes, welcher ſich durch einen Beſchluß der Mehrheit 


verletzt glaubt, darauf dringen. In einem ſolchen Falle verhandelt die Ver⸗ 
ſammlung nicht mehr in der Geſammtheit, ſondern nach den F. 2. beſtimmten 
Staͤnden. Die auf dieſe Weiſe hervorgehende Verſchiedenheit der Gutachten der 
einzelnen Staͤnde wird dann zu Unſerer Entſcheidung vorgelegt. N 

$. 48. Wenn Gegenſtaͤnde, welche das beſondere Intereſſe eines 75 
Wahlbezirke dieſes ſtaͤndiſchen Verbandes und der darin begriffenen beſondern 
Landestheile angehen, in der Geſammtberathung verhandelt werden, und die 
Stimmenmehrheit ſich gegen daſſelbe erflärt, fo koͤnnen die Abgeordneten eines 
ſolchen Wahlbezirks ihre abweichende Meinung, unter Berufung auf Unſere Ent⸗ 
5 ſcheidung, 
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ſcheidung, zu den Landtagsverhandlungen geben, worauf ſie dann jederzeit beſondern 
Beſcheid erhalten werden. ; 

$. 49. Bitten und Beſchwerden der Stande konnen nur aus dem befon- 
dern Intereſſe der Provinz und ihrer einzelnen Theile hervorgehen. Individuelle 
Bitten und Beſchwerden hat der Landtag gleich an die betreffenden Behörden oder 
an Uns unmittelbar zu verweiſen; wenn aber Mitglieder des Landtags von Be⸗ 
druͤckungen einzelner Individuen beſtimmte Ueberzeugung erhalten, ſo koͤnnen ſie 
bei dem Landtage, mit gehörig konſtatirter Anzeige, darauf antragen, daß der⸗ 
ſelbe ſich fuͤr die Abſtellung bei Uns verwende. g 

§. 50. Alle bei dem Landtage eingehenden, fo wie die von demſelben 
ausgehenden Antraͤge muͤſſen ſchriftlich eingegeben werden. Sind die letztern 
einmal zuruͤckgewieſen, ſo duͤrfen fie nur alsdann, wenn wirklich neue Veran— 
laſſungen oder neue Gruͤnde eintreten, und immer nur erſt bei kuͤnftiger Berufung 
des Landtags, erneuert werden. i 

H. 51. Die Staͤnde ſtehen als berathende Verſammlung eben fo wenig der Boe 
mit den Staͤnden anderer Provinzen, als mit den Kommunen und Kreisſtaͤnden Zinn den Kom⸗ 
ihrer Provinz in Verbindung; es finden daher keine Mittheilungen unter ihnen ſtatt. Wenn 

$. 52. Die einzelnen Stände koͤnnen ihren Abgeordneten keine bindenden e 
Inſtruktionen ertheilen, es ſteht ihnen aber frei, ſie zu beauftragen, Bitten und 
Beſchwerden anzubringen. e : : 
H. 53. Sobald der Kommiſſarius den Landtag geſchloſſen hat, iſt das e 
ſtaͤndiſche Amt des Landtags⸗Marſchalls beendigt, die landftändifchen Berathungen = 
hören auf, und die Stände gehen auseinander; auch bleibt kein fortbeſtehender 
Ausſchuß zuruͤck. 980 5 
Fuͤr ſolche Gegenſtaͤnde der laufenden ſtaͤndiſchen Verwaltung aber, welche 
Wir den Staͤnden kuͤnftig uͤbertragen werden, koͤnnen fie die geeigneten Perſonen 
waͤhlen und beſtellen, in ſofern die Geſchaͤfte ſolches fordern. 5 

H. 54. Das Reſultat der Landtags⸗Verhandlungen wird durch den Druck 
bekannt gemacht. 


$. 55. Zum Verſammlungsorte des Landtags beſtimmen Wir Unſere en 


Stadt Duͤſſeldorff. 8 f 
$. 56. Die Landtags-Abgeordneten ſollen angemeſſene Reiſekoſten und 10 
Tagegelder erhalten. 1 55 an 
Das Weitere hierüber, fo wie wegen der allgemeinen durch den Landtag 
veranlaßten Koſten, wird die beſondere Verordnung (F. 4.) feſtſetzen. i 
N $. 57. Die in den einzelnen Theilen dieſes ftändifchen Verbandes beſte— Sachen 
henden Kommunalverhaͤltniſſe gehen auf die Geſammtheit deſſelben nicht uͤber, 2 
wenn ſolches nicht durch gemeinſchaftliche Uebereinkunft beſchloſſen wird. Bis 
dahin dauern die vorhandenen Kommunalverfaſſungen in ihrer obſervanzmaͤßigen 
Einrichtung fort und Wir geſtatten, daß fuͤr dieſe Angelegenheiten, auf vorgaͤngige 
ö 5 i Anzeige 
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Anzeige bei Unſerm Landtags⸗ Kommiſſarius und deſſen Bewillgung auch fernere 
Verſammlungen, jedoch mit verhaͤltnißmaͤßiger Zuziehung von Abgeordneten aller 

Staͤnde, welchen das gegenwaͤrtige Geſetz die Landſtandſchaft beilegt, gehalten 
werden. 


Die Beſchluͤſſe uͤber Veraͤnderungen in den Kommunaleinichtungen und 


neue Kommunglauflagen bedürfen Unſerer Sanktion. Zur Feſtſetzung der deshalb 
nöthigen nähern Beſtimmungen und Ordnungen erwarten Wir die Vorſchlaͤge des 
naͤchſten Landtags. 
ac dee §. 58. Was die kreisſtändiſchen Verſammlungen betrifft, ſo erwarten 
lungen. Wir ebenfalls von dem erſten Landtage die Vorſchlaͤge, wie ſolche unter Zutritt 
aller Staͤnde dieſes Verbandes einzurichten ſeyn werden. 
2 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Beidruͤckung 
Unſers großen Koͤniglichen Inſiegels. 
Gegeben Berlin, den 27ſten März 1824. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


von Schuckmann. 


C e, Ee d. (No. 865.) Geſetz wegen Anordnung der Provinzial⸗Staͤnde für die Provinz Weſtphaleu. 
2 Vom 27ſten Maͤrz 1824. 
RO 69. v5 ua /827 


Far laß Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König 7 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


ertheilen, in Folge des wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde in Unſerer Monarchie 
am sten Juni v. J. erlaſſenen allgemeinen Geſetzes, fuͤr den ſtaͤndiſchen Verband 
der Provinz Weſtphalen nachſtehende beſondere Vorſchriften. 
an $. 1. Diefer Verband umfaßt alle diejenigen Landestheile, welche in Be⸗ 
Fin bende ziehung auf die Verwaltung die Provinz Weſtphalen bilden. 
f nn H. 2. Die Sande dieſes Verbandes beftehen: 
Stande 8 I. Der erſte Stand: : 
aus den vormals unmittelbaren Reichsſtaͤnden; 
II. Der zweite Stand: 
aus der Ritterſchaft; 
; Der dritte Stand: 
aus den zur Vertretung des bürgerlichen Gewerbes geeigneten Städten; 
1 Der vierte Stand: 
aus den übrigen, im zweiten und dritten Stande nicht begriffenen, Grund: . 
eſitzern. 
een F. 3. Auf den Landtagen erſcheinen die vormals unmittelbaren Reiche 
des Landenge. ſtaͤnde, ſobald fie die Majorennitaͤt erreicht haben in der Regel in Perſon, mit der 


Befug⸗ 
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Befugniß, ſich in erheblichen Verhinderungsfaͤllen, durch ein Mitglied aus ihrer. 


Familie, oder einen ſonſt geeigneten Bevollmaͤchtigten aus dem zweiten Stande, 
vertreten zu laſſen. 


Alle uͤbrigen Staͤnde erſcheinen durch Abgeordnete, welche von ihnen durch 


Wahl beſtimmt werden. 
FH. 4. Die Anzahl der Mitglieder eines jeden der im H. 2. benannten Stände 
beſtimmen Wir: s 
1) für den erſten Stand, und zwar: f i 
den Herzog von Aremberg, die Fuͤrſten von Salm-Salm, von 
Salm⸗Kyrburg, von Kaunitz⸗Rietberg, den Herzog von Looz, 
die Fuͤrſten von Sayn⸗Wittgenſtein⸗Berleburg, von Sayn— 
Wittgenſtein⸗Wittgenſtein, von Bentheim -Teklenburg, 
von Bentheim- Steinfurt, von Salm-Horſtmar, den Herzog 
von Croy, 
jedem mit einer Virilſtimme, zuſammen auf eilf Mitglieder; 
2 fuͤr den zweiten Stand auf zwanzig Mitglieder; 

3) für den dritten Stand auf zwanzig Mitglieder; 

4) für den vierten Stand auf zwanzig Mitglieder. 5 3 

Hieraus ergiebt fich für dieſen ganzen ſtaͤndiſchen Verband die Geſammt⸗ 

zahl von ein und ſiebenzig Mitgliedern. 5 
Die ſpeziellere Vertheilung der Abgeordneten wird eine beſondere Verord⸗ 
nung feſtſetzen. Bares EEG 
F. 5. Bei der Waͤhlbarkeit der Mitglieder aller Stände zu Landtags⸗ 
Abgeordneten werden folgende Bedingungen vorausgeſetzt: 

19 Grundbeſitz in auf- und abſteigender Linie ererbt, oder auf andere Weiſe 
nr erworben, und zehn Jahre lang nicht unterbrochen. Im Vererbungsfalle 
wird die Zeit des Beſitzes des Erblaſſers und des Erben zuſammen gerechnet; 
2) die Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen; 5 1 157 

3) die Vollendung des dreißigſten Lebensjahres; 

4) der unbeſcholtene Ruf. 5 5 5 
F. 6. Von der Bedingung des zehnjaͤhrigen Beſitzes zu dispenſiren, be- 
halten Wir Uns Allerhoͤchſtſelbſt vor. In Anſehung der uͤbrigen Bedingungen 
findet keine Dispenſation ſtatt. f N 

H. 7. Das Recht zu einer Virilſtimme in dem erſten Stande wird durch 
den Beſitz eines vormals unmittelbaren Landes, nach Maaßgabe Unſerer Inſtruk⸗ 
tion vom Zoſten Mai 1820. §§. 2. und 631, begruͤndet; mehrere dergleichen in 
der Perſon eines Beſitzers vereinigte Laͤnder berechtigen nur zu einer Stimme, auch 
kann das Stimmrecht durch Theilung nicht vermehrt werden. Wir behalten Uns 
jedoch vor, den Beſitz bedeutender Familien⸗Fideikommißguͤter durch Ertheilung 
von Virilſtimmen in dieſem Stande zu bevorrechten. f REN 
Ay 25 * $. 8. 


x 


IV. Beſtimmung 
der Mitglieder 
des Landtags. 


eee. Var AB. 0. ge Hast 
eee, gene, 227 


V. Bedingungen 
der Wählbarkeit. 
1) Der Mit⸗ 
glieder aller 

Stände. 


2) Der Mit⸗ 
glieder, 

a) des eriten: 
Standes. 
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e §. 8. In dem zweiten Stande wird die Waͤhlbarkeit begründet: 
1) durch den Beſitz eines fruͤher landtagsfaͤhigen Ritterguts, von welchem jahr: 
lich an Grundſteuer wenigſtens fünf und ſiebenzig Thaler entrichtet werden; 
2) durch den Beſitz eines andern groͤßern Landguts, welches in den zweiten Stand 
aufzunehmen Wir fuͤr angemeſſen erachten. Eine Matrikel wird die hier⸗ 
nach zum zweiten Stande gehoͤrenden Landguͤter feſtſetzen. 
$. 9. Grundbeſitz in einer andern Unſerer Provinzen, welcher nach H. 8. 
zum zweiten Stande eignet, wird auf die Dauer von zehn Jahren ($. 5.) ans 
gerechnet. i 
$. 10. Wenn Geiſtliche, Militair- und Zivilbeamte, die durch den mit 
vorſtehenden Bedingungen verknuͤpften Beſitz eines Guts dem zweiten Stande an⸗ 
gehören, als Abgeordnete deſſelben gewählt werden, fo beduͤrfen ſie der Beurlau⸗ 
bung ihrer Vorgeſetzten. 
O des dritten $. 11. Als Abgeordnete des dritten Standes koͤnnen nur in den zu ver⸗ 
Standes. tretenden Staͤdten wohnhafte ſtaͤdtiſche Grundbeſitzer erwaͤhlt werden, welche ent⸗ 
weder gewaͤhlte Magiſtratsperſonen ſind, oder ein buͤrgerliches Gewerbe betreiben. 
. Die letztern muͤſſen einen nach der Verſchiedenheit der Staͤdte abzumeſſenden Betrag 
| von Grund- und Gewerbſteuer entrichten, welchen die H. 4. vorbehaltene beſondere 
Verordnung beſtimmen wird. 
* W F. 12. Im vierten Stande erfordert die Waͤhlbarkeit einen ſelbſt be⸗ 
dee ¶ Nee, 729 H. wirthſchafteten eigenthuͤmlichen oder erblich nutzbaren Grundbeſitz im Wahlbe⸗ 
N e 4 zirke, von einem Grundſteuerbetrage, deſſen Groͤße ebenfalls die beſondere Ver⸗ 
ordnung (H. 4. feſtſetzen wird. 
5 $. 13. Die vorbemerkten Bedingungen der Waͤhlbarkeit, treten auch 
et für die Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterſchiede, daß für die Waͤhlenden 
oder Waͤhler, die Vollendung des vier und zwanzigſten Lebensjahres genuͤgt, 
auch nicht zehnjaͤhriger Grundbeſitz, und dieſer fuͤr den dritten und vierten Stand 
nur in einem geringern Umfange, welchen die vorbehaltene beſondere Verord⸗ 
nung (F. 4.) naͤher beſtimmen wird, erforderlich iſt. 
$. 14. Das Wahlrecht und die Waͤhlbarkeit ruhen, wenn uͤber das 
Vermoͤgen deſſen, dem dieſe Befugniſſe zuſtehen, der Konkurs eroͤffnet iſt, im⸗ 
gleichen während eines, nicht einer moraliſchen Perſon zuftändigen geſellſchaft⸗ 
lichen Beſitzes. Bei dem zweiten Stande hoͤren Wahlrecht und Waͤhlbarkeit auf, 
wenn durch Zerftückelung die Eigenſchaft eines groͤßern Grundbeſitzes (F. 8.) ver⸗ 
nichtet wird. 5 
$. 15. In mehrern Wahlbezirken Angeſeſſene Fönnen in jedem derſelben 
waͤhlen und gewaͤhlt werden; im letztern Falle bleibt es dem Gewaͤhlten uͤber⸗ 
laſſen, fuͤr welchen Wahlbezirk er eintreten will. i i 
$. 16. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied des Landtags einer andern 
Provinz ſeyn, wenn die Zeit der Verſammlung es zulaͤßt. 5 
f K. 17. 
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§. 17. Wer Rn Wahl beſtimmt ift, als Abgeordneter zu erſcheinen, NE 
kann keinen Andern fuͤr ſich bevollmaͤchtigen. deen 
$. 18. Auch das Wahlrecht muß in Perſon ausgeübt werden. „ehen 
$. 19. Die Wahlen der Abgeordneten werden in dem zweiten Stande von 9 Ss Soli 
den Mitgliedern deſſelben in jedem Wahlbezirke vollzogen. 9 e 1 
f g. 20. Fuͤr den dritten Stand erwaͤhlt die wahlberechtigte Buͤrgerſchaft (F. 13.) 2 Saale en 
a) in denjenigen Städten, welche durch die beſondere Verordnung (F. 4.) Viril⸗ 
ſtimmen erhalten, die Abgeordneten in ſich; 
b) in den uͤbrigen Staͤdten, welche gemeinſchaftlich eine Stimme erhalten 
werden, zunaͤchſt Waͤhler und dieſe nach den Wahlbezirken die Abgeordneten. 
Die Zahl der Waͤhler und die Weiſe der Wahl, wird die bemerkte Verord⸗ 
nung naͤher beſtimmen. 
F. 21. In dem vierten Stande werden von den wahlberechtigten Grund⸗ Sr 
beſitzern in naher ($. 4.) zu beſtimmenden Abtheilungen zunaͤchſt Wähler, von den 
Waͤhlern eines jeden Kreiſes Bezirkswaͤhler, von den letztern aus dem ganzen 
Wahlbezirk vereinigt, die Abgeordneten gewaͤhlt; die ll F. 4. 
wird hieruͤber das Naͤhere feſtſetzen. . 
H. 22. Die Zuſammenſetzung der Wahlbezirke fuͤr den zweiten, dritten 
und vierten Stand, wird die beſondere Verordnung (. 4.) feſtſetzen. : 
FS. 23. Die Wahlen der Abgeordneten geſchehen auf ſechs Jahre, derge⸗ ale 
ſtalt, daß alle drei Jahre die Haͤlfte der Abgeordneten eines jeden Standes aus⸗ : 
Se und alle drei Jahre zu neuen Wahlen geſchritten wird. 
H. 24. Die fuͤr das erſtemal Ausſcheidenden werden nach drei Jahren 
burch das Loos beſtimmt; alle Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 
§. 25. Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewaͤhlt. 
H. 206. Wenn bei den Wahlen zu Waͤhlern, Bezirkswaͤhlern und Abge⸗ 
ordneten gleiche Stimmen entſtehen, fo giebt die Stimme des Aelteſten der Waͤh⸗ 
lenden den Ausſchlag. 
H. 27. Alle Wahlen ſtehen unter der Aufſicht des Landraths, in deſſen 
Kreiſe ſie vorgenommen werden. Die Wahlen der Bezirkswaͤhler und der Land⸗ 
tags Abgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu ernennenden 
Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Staͤdten und N aber, 
werden zunaͤchſt von den Ortsbehoͤrden geleitet. 
$ 28. Die geſchehene Wahl der Wähler iſt dem Landrath, die Wahl 
der Bezirkswaͤhler und der Landtags⸗ Abgeordneten aber dem Landtags-Kommiſ⸗ 
ſarius mit Einſendung der Wahlprotokolle anzuzeigen. Letzterer hat zu pruͤfen, ob 
ſolche in der Form und nach den Eigenſchaften der ee der Su Er 
gemäß, geſchehen find. 
Nur wenn derſelbe in dieſer Beziehung Mängel ſindet, iſt er 1 8 
eine andere Wahl zu verlangen. 
Q 2 H. 29. 
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# 
5) Ernennung 


Ve $. 29. Den Vorſitzenden auf dem Landtage, welchem Wir den Charakter 


desen Stun mals Landtags⸗Marſchall beilegen, fo wie deſſen Stellvertreter, wollen Wir für die 


treter. Dauer eines jeden Landtags aus den Mitgliedern des erſten oder des zweiten 
Standes Selbſt ernennen. : 


VIII. Berufung 


Ind. Shen d H. 30. Fuͤr die erften ſechs Jahre werden Wir die Staͤnde zum Provinzial⸗ 


Provinzigl⸗Land⸗ 


95 Landtage alle zwei Jahre berufen, nach Ablauf dieſes Zeitraums aber ferner 


hieruͤber beſtimmen. a i f 

H. 31. Die Dauer des Landtags wird jedesmal nach den Umſtaͤnden von 
Uns feſtgeſetzt werden. RE 3 
F. 32. Die Ladung der Mitglieder zu dem fuͤr die Eroͤffnung des Landtags 
beſtimmten Tage geſchieht zu gehöriger Zeit, durch Unſern Kommiſſarius. 


§. 33. Die Abgeordneten muſſen ſich ſpaͤteſtens an dem Tage vor der 


Eroͤffnung des Landtags einfinden und ſich ſowohl bei dem Kommiſſarius, als bei 
dem Landtags⸗Marſchall, melden. d = 


deen §. 34. Der Provinzial⸗Landtag wird nach gehaltenem Gottesdienſte von 
den Sandtas: Unſerm Kommiſſarius eroͤffnet. f 
bange amc H. 35. Derſelbe iſt die Mittelsperſon aller Verhandlungen; an ihn allein 


Nee haben ſich daher die Staͤnde wegen jeder Auskunft, oder wegen der Materialien, 


deren ſie fuͤr ihre Geſchaͤfte beduͤrfen, zu wenden. Er theilt den Staͤnden in Ge⸗ 


maͤßheit Unſerer Inſtruktion die Propoſitionen mit, und empfaͤngt die von ihnen 
abzugebenden Erklaͤrungen und Gutachten, ſo wie ihre ſonſtigen Vorſtellungen, 
Bitten und Beſchwerden. N i f 
§. 36. Den Berathungen wohnt er nicht bei, er kann aber den Eintritt 
zu muͤndlichen Eroͤffnungen verlangen, oder eine Deputation zu ſich entbieten, ſo 
wie die Staͤnde Deputationen an ihn abſenden koͤnnen. 
H. 37. Er ſchließt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen deſſelben 
ein, und publizirt den hierauf zu ertheilenden Landtags⸗Abſchied den Staͤnden. 
a d Eroͤffnung des Landtags ſowohl, als zur Faſſung guͤltiger 
8 Beſchluͤſſe, muͤſſen wenigſtens drei Viertheile der Abgeordneten des zweiten, dritten 
i und vierten Standes auf demſelben gegenwaͤrtig ſeyn. 
§. 39. In der Verſammlung nehmen die Mitglieder der Staͤnde ihren 
Sitz nach der H. 2. beſtimmten Reihefolge. f 


$. 40. Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt der Landtags⸗ 


Marſchall in der Plenarverſammlung, mit Beruͤckſichtigung des Stimmenver— 
haͤltniſſes, nach Verſchiedenheit der Gegenſtaͤnde beſondere Ausſchuͤſſe, welche die an 
den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und Beſchlußnahme gehoͤ⸗ 
rig vorzubereiten haben. Das Direktorium dieſer Ausſchuͤſſe führt dasjenige Mitglied 


aus dem erſten oder zweiten Stande, welches der Landtags⸗Marſchall dazu beſtimmt. 


> $. 4I. Den Geſchaͤftsgang auf dem Landtage leitet uͤberhaupt der Land⸗ 
tags⸗Marſchall. Von ſeiner Anordnung haͤngt auch zunächftalles ab, was auf Ruhe 


und 
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und Ordnung in den Verſammlungen Beziehung hat. Beſonders hat er darauf zu 
ſehen, daß die Berathungen und Arbeiten der Staͤnde moͤglichſt beſchleunigt werden. 
H. 42. Ohne gültige Urſachen und Vorwiſſen des Landtags-Marſchalls, 
darf kein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiben; Verhinderung der fernern 
Theilnahme an dem Landtage durch Krankheit oder andere dringende Urſachen, 
fordert die Anzeige des Landtags-Marſchalls bei dem Landtags-Kommiſſarius, 
welcher alsdann beim erſten Stande die erforderliche Bevollmaͤchtigung veranlaßt, 
bei dem zweiten, dritten und vierten Stande aber den Stellvertreter ſofort einberuft. 
§. 43. Wenn ein Mitglied über einen beſondern Gegenſtand einen Antrag 
an die Verſammlung richten will, ſo hat daſſelbe ſolches vor der Verſammlung 
ſchriftlich, mit Bemerkung des Gegenſtandes, dem Landtags⸗Marſchall anzuzeigen. 
Letzterer ruft dann das Mitglied zur Haltung des Vortrags auf. Der Inhalt 
deſſelben muß ſchriftlich zum Protokoll gegeben werden. DE 
F. 44. Die Abfaſſung der ſtaͤndiſchen Schriften trägt der Landtags⸗ 
Marſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtags auf. Jede ſolche 
Schrift wird in der Verſammlung verleſen, und nach der Vereinigung tiber die 
Faſſung, die Reinſchrift von dem Landtags⸗Marſchall und den Staͤnden vollzogen. 
F. 45. Alle Schriften, welche nicht einen Antrag an den Kommiſſarius 
enthalten, ſind an Uns zu richten, und demſelben durch eine ſtaͤndiſche Deputation 
zu uͤbergeben. 5 e 112 
H. 46. Die Mitglieder aller Stände der Provinz Weſtphalen bilden eine 
ungetheilte Einheit; ſie verhandeln die Gegenſtaͤnde gemeinſchaftlich. 
5 Zu einem guͤltigen Beſchluſſe uͤber ſolche Gegenftände, welche von Uns zur 
Berathung an fie gewieſen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unſerer Sanktion 
uͤberlaſſen, oder ſonſt zu Unſerer Kenntniß zu bringen ſind, wird eine Stimmen⸗ 
Mehrheit von zwei Drittheilen erfordert; iſt dieſe bei einer Sache, woruͤber von 
den Staͤnden das Gutachten erfordert worden, nicht vorhanden, ſo wird ſolches, 
mit Angabe der Verſchiedenheit der Meinungen, ausdruͤcklich bemerkt. 
Alle andere ſtaͤndiſche Beſchluͤſſe koͤnnen durch die einfache Mehrheit ihre 
Beſtimmung erhalten. 2 k 
F. 47. Bei Gegenſtaͤnden, bei denen das Intereſſe der Stände gegen 
einander geſchieden iſt, findet Sonderung in Theile ſtatt, ſobald zwei Drittheile 
der Stimmen eines Standes, welcher ſich durch einen Beſchluß der Mehrheit ver⸗ 
letzt glaubt, darauf dringen. | 
In einem ſolchen Falle verhandelt die Verſammlung nicht mehr in der Ge⸗ 
ſammtheit, ſondern nach den H. 2. beſtimmten Staͤnden. i 
5 Die auf dieſe Weiſe hervorgehende Verſchiedenheit der Gutachten der ein⸗ 
zelnen Stände wird dann zu Unſerer Entf cheidung vorgelegt. 5 
§. 48. Wenn Gegenſtaͤnde, welche das beſondere Intereſſe eines der 
Wahlbezirke dieſes ftändifchen Verbandes und der darin begriffenen beſondern 
Landes⸗ 
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Landestheile angehen, in der Geſammtberathung verhandelt werden, und die 


Stimmenmehrheit ſich gegen daſſelbe erklaͤrt, ſo koͤnnen die Abgeordneten eines 


ſolchen Wahlbezirks ihre abweichende Meinung, unter Berufung auf Unſere Ent⸗ 


ſcheidung, zu den Landtagsverhandlungen geben, worauf ſie dann jederzeit beſon⸗ 
dern Beſcheid erhalten werden. N e 
$. 49. Bitten und Beſchwerden der Stände koͤnnen nur aus dem beſon⸗ 
dern Intereſſe der Provinz und ihrer einzelnen Theile hervorgehen. Individuelle 
Bitten und Beſchwerden hat der Landtag gleich an die betreffenden Behoͤrden, oder 
an Uns unmittelbar zu verweiſen; wenn aber Mitglieder des Landtags von Be⸗ 
druͤckungen einzelner Individuen beſtimmte Ueberzeugung erhalten, fo koͤnnen fie 
bei dem Landtage, mit gehörig konſtatirter Anzeige, darauf antragen, daß derſelbe 
ſich fuͤr die Abſtellung bei Uns verwende. f 
$. 50. Alle bei dem Landtage eingehenden, fo wie die von demſelben aus⸗ 
gehenden Anträge, muͤſſen ſchriftlich eingegeben werden. Sind die letztern einmal 
zuruͤckgewieſen, ſo duͤrfen ſie nur alsdann, wenn wirklich neue Veranlaſſungen, 
oder neue Gründe eintreten, und immer nur erſt bei kuͤnftiger Berufung des Land⸗ 
tags, erneuert werden. N 
e d e $ 57. Die Stände ſtehen als berathende Verſammlung eben fo wenig 
En den gon mit den Ständen anderer Provinzen als mit den Kommunen und Kreisſtaͤnden ihrer 
Rresſtanden. Provinz in Verbindung; es finden daher keine Mittheilungen unter ihnen ſtatt. 
Bar $. 52. Die einzelnen Stände koͤnnen ihren Abgeordneten Feine bindenden 
Beſchwerden anzubringen. 
D. Schlteßung H. 53. Sobald der Kommiſſarius den Landtag geſchloſſen hat, iſt das 
banda. ſtaͤndiſche Amt des Landtags⸗Marſchalls beendigt, die landſtaͤndiſchen Berathungen 
hoͤren auf, und die Staͤnde gehen auseinander, auch bleibt kein fortbeſtehender 
Ausſchuß zuruͤck. Fuͤr ſolche Gegenſtaͤnde der laufenden ſtaͤndiſchen Verwaltung 


aber, welche Wir den Ständen kuͤnftig übertragen werden, konnen fie die geeigneten 


Perſonen wählen und beſtellen, in ſofern die Geſchaͤfte ſolches fordern. 
H. 54. Das Reſultat der Landtagsverhandlungen wird durch den Druck 
bekannt gemacht. 
un derben. $. 55. Zum Verſammlungsorte des Landtags beſtimmen Wir Unſere 
N Stadt Muͤnſter. 5 5 


d Sg 80 $. 56. Die Landtags-Abgeordneten ſollen angemeſſene Reiſekoſten und 


Tagegelder erhalten. 
Das Weitere hieruͤber, ſo wie wegen der allgemeinen durch den Landtag 

veranlaßten Koſten, wird die beſondere Verordnung (H. 4.) feſtſetzen. 
A §. 57. Die in den einzelnen Theilen dieſes ſtaͤndiſchen Verbandes befte- 
henden Kommunaloerhaͤltniſſe, gehen auf die Geſammtheit deſſelben nicht uͤber, 
wenn ſolches nicht durch gemeinſchaftliche Uebereinkunft beſchloſſen wird. Bis 


dahin 


Inſtruktionen ertheilen, es ſteht ihnen aber frei, ſie zu beauftragen, Bitten uud 
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dahin dauern die vorhandenen Kommunalverfaſſungen in ihrer obſervanzmaͤßigen 
Einrichtung fort und Wir geſtatten, daß fuͤr dieſe Angelegenheiten, auf vorgaͤngige 
Anzeige bei Unſerm Landtagskommiſſarius und deſſen Bewilligung, auch fernere 
Verſammlungen, jedoch mit verhaͤltnißmaͤßiger Zuziehung von Abgeordneten aller 
Staͤnde, welchen das gegenwaͤrtige Geſetz die Landſtandſchaft beilegt, gehalten werden. 
Die Beſchluͤſſe uͤber Veraͤnderungen in den Kommunal⸗Einrichtungen und 
neue Kommunal-Auflagen bedürfen Unſerer Sanktion. Zur Feſtſetzung der des⸗ 
halb noͤthigen naͤhern Beſtimmungen und Bedingungen, erwarten Wir die Vor⸗ 
ſchlaͤge des naͤchſten Landtags. 

$. 58. Was die kreisſtaͤndiſchen Verſammlungen betrifft, fo erwarten dera, 
Wir ebenfalls von dem erſten Landtage die Vorſchlaͤge, wie ſolche unter Zutritt tungen. 
aller Staͤnde dieſes Verbandes einzurichten ſeyn werden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Beidruͤckung 

Unſers großen Koͤniglichen Inſiegels. i 

Gegeben Berlin, den 27ſten Maͤrz 1824. 


(L. Ss) Friedrich Wilhelm. 


von Schuckmann. 


No. 866.) Allerhoͤchſte Beſtimmung dom 13ten April 1824., in Bezug auf die Trau⸗ 
ſcheine für Militairperſonen, welche in Provinzen wohnen, wo das fran⸗ 
zoͤſiſche Geſetz gültig iſt, aber aus andern Provinzen gebuͤrtig find, 


fo 
6 beſtimme hierdurch: daß in Heirathsfaͤllen der Militairperfonen in den Pro: 
vinzen, wo das franzöfiiche Geſetz gültig iſt, in Anſehung der aus andern Pro⸗ 
vinzen gebuͤrtigen Militairperſonen ein Atteſt des betreffenden Commandeurs und 
eines Auditeurs bei Ausſtellung des Trauſcheins dahin: 
„daß nach ihrer pflichtmaͤßigen en Angaben des Braͤuti⸗ 
gams in Bezug auf ſeine perſönlichen Verhaͤltniſſe und beſonders auf 
das bereits erfolgte Ableben ſeiner Aeltern und Großaͤltern richtig, die 
= erforderlichen Tauf⸗ und Todtenſcheine aber nicht herbei zu ſchaffen find,“ 
die Stelle des ſonſt aufzunehmenden Notariatsakts vertreten, und von der Civil⸗ 
behoͤrde als genugend erachtet werden ſoll. 
Sie haben hiernach das Weitere zu verfuͤgen. 


Berlin, den I3ten April 1824. 
Friedrich Wilhelm. 
An g 
den Juſtizminiſter v. Kircheiſen und Kriegsminiſter v. Hake. 


(No, 8 67.) 


- se —_- 
(No. 867.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 13ten Mai 1824., wegen der vom Aften Juli 


. d. J. ab durch oͤffentliche Verlooſung zum Nennwerth fuͤr den Tilgungsfonds 
einzuloͤſenden Staatsſchuldſcheine. : 5 


EN finde es ganz den Mir von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
angezeigten Umſtaͤnden gemaͤß, daß der Ankauf von Staats⸗Schuldſcheinen fuͤr 
den Tilgungsfonds, welchen Ich in Meiner Verordnung vom 17ten Januar 1820. 

wegen kuͤnftiger Behandlung des geſammten Staats⸗Schuldenweſens H. VI. vor⸗ 
laͤufig angeordnet hatte, mit dem letzten Junius d. J. eingeſtellt wird, und genehmige 
es, daß ſtatt deſſen vom Iſten Julius d. J. ab, die vermittelſt des geſetzlich be⸗ 


ſtimmten Tilgungsfonds einzulöfenden Staats⸗Schuldſcheine in halbjaͤhrigen Raten 


in den Monaten Maͤrz und September jeden Jahres durch oͤffentliche Verlooſung | 


ausgewählt werden. Die Inhaber der ſolchergeſtalt ausgelooſeten Staats⸗Schuld⸗ 
ſcheine ſind verpflichtet, drei Monat nach der von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden zu bewirkenden Bekanntmachung der gezogenen Nummern, und 
zwar in der Regel am ten Januar und am Iſten July jeden Jahres, das Kapital 
zum vollen Nennwerth — nebſt den bis zu dieſen Terminen laufenden Zinſen — 
bei der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe baar in Empfang zu nehmen. Die etwa 
unabgehoben bleibenden Kapitalbetraͤge werden nicht weiter verzinſet, da die fer: 
nern Zinſen von den ausgelooſeten Staats: Schuldfcheinen von dem gedachten 
Zahlungstermine ab, in Gemaͤßheit Meiner Verordnung vom 17ten Januar 1820. 
H. V., dem Tilgungsfonds zufallen muͤſſen. In Anſehung der übrigen Gattungen 
von Staatspapieren bleibt es vor der Hand bei der im oben angeführten H. VI. 
vorgeſchriebenen Tilgungsart. Ich beauftrage die Hauptverwaltung der Staats 
ſchulden, das zur Ausfuhrung dieſer Beſtimmungen weiter Noͤthige zu veranlaffen, 
und dieſelben durch die Geſetzſammlung zur Kenntniß des Publikums zu bringen. 


Berlin, den 13ten Mai 1824. 85 
Friedrich Wilhelm. 


An N 5 
die Hauptverwaltung der Staatsfchulden, 


